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2 3 0 . Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zur Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO).

2 3 1 . Protokoll, betreffend die Europäische Konferenz der Verkehrsminister samt Geschäftsordnung der Europäischen
Konferenz der Verkehrsminister.

2 3 2 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Vereinigten Königreichs
über Luftverkehrslinien zwischen ihren Gebieten und darüber hinaus.

2 3 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 10. November 1956 über den
Beitritt weiterer Staaten zur Verfassung der
Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur

(UNESCO).
Nach Mitteilungen der britischen Regierung

haben bis 27. Juli 1956 folgende weitere Staaten

die Verfassung der Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur (UNESCO) — BGBl. Nr. 49/1949 — an-
genommen:

Bulgarien und Rumänien.

Raab

231.
(Übersetzung)

PROTOKOLL,
betreffend die Europäische
Konferenz der Verkehrs-

minister

Die bei der in Brüssel vom
13. bis 17. Oktober 1953 abge-
haltenen Europäischen Kon-
ferenz der Verkehrsminister
vertretenen Regierungen sind

im Bestreben, ein Verfahren
einzuführen, das die Ergreifung
durchschlagender Maßnahmen
zur Koordinierung und Ratio-
nalisierung der europäischen In-
landtransporte von internatio-
naler Bedeutung gestattet,

folgendermaßen übereinge-
kommen:

Artikel 1

EUROPÄISCHE KON-
FERENZ DER VERKEHRS-

MINISTER

Hiemit wird eine „Europäi-
sche Konferenz der Verkehrs-
minister" (nachstehend „die
Konferenz" genannt) gebildet.
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Artikel 2

AUFBAU DER KONFERENZ

Die Konferenz umfaßt:

a) einen Rat der Verkehrs-
minister (nachstehend der
„Rat" genannt);

b) einen Ausschuß der Stell-
vertreter (nachstehend der
„Ausschuß" genannt).

Diesen beiden Organen steht
ein Verwaltungssekretariat zur
Seite.

Artikel 3

ZIELE DER KONFERENZ

Die Konferenz hat zum Ziele:

a) alle Maßnahmen zu ergrei-
fen, die bestimmt sind, im all-
gemeinen oder regionalen Rah-
men die beste Verwendung und
die rationellste Entwicklung der
europäischen Inlandtransporte
von internationaler Bedeutung
zu verwirklichen;

b) die Arbeiten der inter-
nationalen Organisationen, die
an den europäischen Inland-
transporten interessiert sind,
unter Berücksichtigung der
Tätigkeit der übernationalen
Behörden auf diesem Gebiete zu
koordinieren und zu fördern.

Artikel 4

VOLLMITGLIEDER UND
ASSOZIIERTE MITGLIEDER

DER KONFERENZ

1. Vollmitglieder der Kon-
ferenz sind die Vertragspartner
des gegenwärtigen Protokolls.

2. Assoziierte Mitglieder der
Konferenz sind die Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika und die Regierung
von Kanada, wenn sie den An-
trag stellen, sowie jede andere
Regierung, deren Antrag auf
Aufnahme als assoziiertes Mit-
glied von dem Rat der Minister
einstimmig angenommen wurde.



64. Stück — Ausgegeben am 13. Dezember 1956 — Nr. 231 1653

3. Die assoziierten Mitglieder
können sich durch Beobachter
bei jeder Sitzung des Rates und
des Ausschusses vertreten lassen.
Alle von der Konferenz ausge-
sandten Dokumente werden
ihnen zur Verfügung gestellt.

Artikel 5

RAT DER MINISTER

Der Rat setzt sich aus den
Ministern zusammen, die inner-
halb ihrer eigenen Regierung
die Inlandtransporte zu ihren
Aufgaben zählen. Im Falle, daß
in einer Regierung verschiedene
Fragen des Inlandtransport-
wesens in die Kompetenz zweier
oder mehrerer Minister fallen,
können diese an den Arbeiten
des Rates teilnehmen, mit der
Beschränkung, daß jede Re-
gierung, die Mitglied ist, nur
über eine Stimme im Rat ver-
fügt.

Artikel 6

AUSSCHUSS DER STELL-
VERTRETER

1. Der Ausschuß setzt sich
aus Beamten zusammen, wobei
jeder Minister je einen Stellver-
treter bestellen kann; keine
Mitgliedsregierung verfügt je-
doch über mehr als eine Stimme
im Ausschuß.

2. Der Ausschuß hat zur
Aufgabe:

a) die Sitzungen des Rates
verzubereiten;

b) die Fragen zu bearbeiten,
die ihm vom Rate zugewiesen
werden;

c) den Rat von den Maß-
nahmen, die in den verschie-
denen Ländern ergriffen wur-
den, um die Beschlüsse der Kon-
ferenz durchzuführen, zu unter-
richten.

Artikel 7

VERWALTUNGS-
BESTIMMUNGEN

a) Der Sitz der Verwaltung
der Konferenz ist in Paris. Der
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Rat tritt am Sitz der Verwal-
tung der Konferenz oder,
wenn er so entscheidet, an
einem anderen Ort zusammen.
Der Ausschuß tritt in der Regel
am Sitz der Verwaltung der
Konferenz zusammen; er kann
an einem anderen Ort zusam-
mentreten, wenn der Rat in
Übereinstimmung mit der in
Betracht kommenden Regierung
so entscheidet.

b) Das Verwaltungssekre-
tariat ist verwaltungsmäßig dem
Sekretariat der OEEC ange-
schlossen, es ist jedoch in der
Ausübung seiner Funktion aus-
schließlich von der Konferenz
abhängig. Die Verwaltungs-
sekretäre werden mit Genehmi-
gung der Konferenz ernannt.
Sie sind mit der Abfassung der
Tagesordnungen und der Be-
richte und Sitzungsprotokolle
des Rates und des Ausschusses
betraut. Sie halten die Be-
schlüsse der Konferenz schrift-
lich fest und sind mit der Ver-
teilung der Dokumente und
Verwahrung der Archive der
Konferenz beauftragt.

Artikel 8

ENGERE GRUPPEN

a) Engere Gruppen können
im Rahmen der Konferenz ge-
bildet werden, um Fragen, die
für eine gewisse Anzahl von
Mitgliedern von besonderem
Interesse sind und in das allge-
meine Aufgabengebiet der Kon-
ferenz fallen, zu untersuchen
und zu besprechen.

b) Die Bildung einer engeren
Gruppe muß dem Rat bekannt-
gegeben werden, der über den
allgemeinen Gang der Arbeiten
dieser Gruppe auf dem laufen-
den zu halten ist.

c) Die anderen Mitglieder
sind, wenn sie sich dafür inter-
essiert erachten, zugelassen, den
Untersuchungen und Beratun-
gen der engeren Gruppen zu
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folgen, sie können sich aber
ihrer Weiterführung im Rahmen
der Konferenz nicht wider-
setzen.

Artikel 9

BESCHLÜSSE DER KON-
FERENZ

a) Die auf der Konferenz ge-
faßten Beschlüsse werden in den
Ländern, die sie angenommen
haben, durchgeführt. Zu diesem
Zweck ergreifen die interessier-
ten Verkehrsminister, jeder für
sich und im Rahmen seiner
nationalen Kompetenz, alle ent-
sprechenden Maßnahmen oder
schlagen diese vor.

b) Wenn der Abschluß eines
allgemeinen oder besonderen
internationalen Abkommens
notwendig erscheint, verlangt
jeder interessierte Verkehrs-
minister von seiner Regierung,
daß ihm oder einer oder meh-
reren zu diesem Zweck beson-
ders bestimmten Personen Voll-
macht zum Abschluß dieses in-
ternationalen Abkommens er-
teilt werde. Jedes auf diese Art
zwischen einer gewissen Zahl
von Mitgliedsregierungen abge-
schlossene internationale Ab-
kommen steht den anderen
Mitgliedsregierungen zum Bei-
tritt offen.

c) In gewissen Einzelfällen
kann die Konferenz oder eine
engere Gruppe, unbeschadet der
Bestimmungen der obigen Ab-
sätze a) und b), durch einhellige
Abstimmung ihre Beschlüsse
einer internationalen Organi-
sation, die mit Entscheidungs-
gewalt ausgestattet ist, übermit-
teln und sie ersuchen, diesen Be-
schluß als eigene Entscheidung
zu übernehmen.

d) Jede Regierung, die Mit-
glied der Konferenz ist; aber
nicht einer internationalen Or-
ganisation angehört, die eine
Entscheidung entsprechend den
Bestimmungen des obigen Ab-
satzes c) getroffen hat, kann der
Konferenz ihre Absicht be-
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kanntgeben, so zu handeln, als
ob sie durch diese Entscheidung
gebunden wäre.

Artikel 10

FINANZIELLE REGELUNG

a) Die Organisation für
europäische wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit wird aufgefor-
dert, die Gehälter und Aus-
g?ben des Verwaltungssekre-
tariates zu übernehmen und
den notwendigen Sachaufwand
für das reibungslose Arbeiten
der Konferenz zu leisten. Wenn
jedoch eines der Organe der
Konferenz außerhalb ihres
Sitzes zusammentritt, trägt das
einladende Land die durch diese
Sitzung verursachten Kosten,
mit Ausnahme der Gehälter des
Verwaltungssekretariates, die
von der Organisation für euro-
päische wirtschaftliche Zusam-
menarbeit getragen werden.

b) Die Regierungen der Mit-
gliedstaaten der Konferenz, die
nicht Mitglieder der Organi-
sation für europäische wirt-
schaftliche Zusammenarbeit
sind, tragen zu den Ausgaben
der Konferenz entsprechend den
zwischen diesen Regierungen
und der Organisation für euro-
päische wirtschaftliche Zusam-
menarbeit speziell zu treffenden
Vereinbarungen bei.

c) Die Bestimmungen über
die Anwendung des gegenwärti-
gen Artikels und des obigen
Artikels 7 bilden den Gegen-
stand einer Vereinbarung zwi-
schen der Konferenz und der
Organisation für europäische
wirtschaftliche Zusammenarbeit.

Artikel 11

BEZIEHUNGEN ZU DEN
INTERNATIONALEN OR-

GANISATIONEN

a) Die Konferenz kann Be-
ziehungen zu den internatio-
nalen, übernationalen, zwi-
schenstaatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen, die
an den Fragen des europäischen
Inlandtransportwesens inter-
essiert sind, herstellen.
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b) Wenn die Konferenz mit
bestimmten technischen Fragen
befaßt wird, die eine besondere
Untersuchung erfordern kön-
nen, überträgt der Rat oder der
Ausschuß — soweit ihm dies
jeweils möglich ist — und in
der ihm am zweckmäßigsten
scheinenden Art und Weise die
Aufgabe, die notwendigen Un-
tersuchungen durchzuführen,
einer internationalen, zwischen-
staatlichen oder nicht-staatlichen
kompetenten Organisation, die
sich mit Fragen des europäi-
schen Inlandtransportwesens be-
faßt. Auf diese Untersuchungen
gestützt, unterbreitet der Aus-
schuß seine Beschlüsse dem Rat
zur Genehmigung.

c) (1) Es wird anerkannt, daß
die Konferenz größtes
Interesse hat, die Orga-
nisation für europäi-
sche wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit über Fra-
gen des europäischen
Inlandtransportwesens,
die von allgemein wirt-
schaftlichem Interesse
sind, sowie auch andere
in obigem Absatz a)
erwähnte Organisati-
onen über die Trans-
portprobleme zu Rate
zu ziehen, die in ihr
Aufgabengebiet fallen.
Diese Beratung beruht
in jedem Falle, wo dies
möglich ist, auf der
Grundlage der Gegen-
seitigkeit.

(2) Wenn die Organisation
für europäische wirt-
schaftliche Zusammen-
arbeit der Ansicht ist,
daß eine durch die ge-
genwärtige Konferenz
untersuchte Frage von
allgemein wirtschaft-
lichem Interesse ist,
kann sie mit Einstim-
migkeit verlangen, kon-
sultiert zu werden, wo-
bei vorausgesetzt wird,
daß auch die Kon-
ferenz unter den glei-
chen Bedingungen ver-
langen kann, über die
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in ihre eigene Kompe-
tenz fallenden Pro-
bleme von der Organi-
sation für europäische
wirtschaftliche Zusam-
menarbeit konsultiert
zu werden.

Artikel 12

GESCHÄFTSORDNUNG

1. Die diesem Protokoll an-
geschlossene Geschäftsordnung
regelt die Arbeiten der Kon-
ferenz.

2. Der Rat kann die Ge-
schäftsordnung durch einstim-
migen Beschluß revidieren
oder ergänzen.

Artikel 13

ÄNDERUNGEN

Das gegenwärtige Protokoll
kann durch den Rat abgeändert
werden;

die Minister müssen sich ein-
stimmig dafür aussprechen und
seitens ihrer Regierungen mit
Vollmachten ausgestattet sein;
die Änderungen treten in Kraft,
sobald sie von allen Mitglieds-
regierungen genehmigt worden
sind.

Artikel 14

UNTERZEICHNUNG, RATI-
FIKATION UND INKRAFT-

TRETEN

1. Das gegenwärtige Proto-
koll steht zur Unterzeichnung
in Brüssel bis 1. Mai 1954 für
alle Regierungen offen, die bei
der in Brüssel vom 13. bis
17. Oktober 1953 abgehaltenen
Europäischen Konferenz der
Verkehrsminister vertreten
waren.

2. Jede dieser Regierungen
kann Vertragspartner des ge-
genwärtigen Protokolls werden:

a) durch Unterzeichnung
ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion,
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b) durch Unterzeichnung mit
Vorbehalt der Ratifikation mit
nachfolgender Ratifikation.

3. In den in Absatz 2 b) des ge-
genwärtigen Artikels in Be-
tracht gezogenen Fällen werden
die Ratifikationsurkunden bei
der belgischen Regierung hin-
terlegt und die Ratifikation
wird am Tage der Hinterlegung
der Urkunde wirksam.

Die in obigem Absatz 1 an-
geführten Länder werden hie-
von durch die belgische Re-
gierung in Kenntnis gesetzt.

4. Das gegenwärtige Proto-
koll tritt in Kraft, sobald min-
destens sechs Regierungen es
entweder durch Unterzeichnung
ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder durch Unterzeichnung mit
nachfolgender Ratifikation end-
gültig genehmigt haben. Für
jede Regierung, die das gegen-
wärtige Protokoll nach seinem
Inkrafttreten ohne Vorbehalt
der Ratifikation unterzeichnet
oder es ratifiziert, tritt es am
Tage dieser Unterzeichnung
oder Ratifikation in Kraft.

5. Um jedoch jede Verzö-
gerung zu vermeiden, kommen
die Regierungen, die das Pro-
tokoll mit Vorbehalt der Rati-
fikation unterzeichnet haben,
überein, es bis zu seinem In-
krafttreten vom Augenblick der
Unterzeichnung an provisorisch
anzuwenden, soweit die Ver-
fassungsbestimmungen ihrer
Länder es zulassen.

Artikel 15

BEITRITT

1. Jede europäische Re-
gierung, die das gegenwärtige
Protokoll nicht unterzeichnet
hat, kann durch Beitritt Ver-
tragspartner werden, nachdem
ihr Antrag auf Aufnahme in
die Konferenz vom Rat ein-
stimmig genehmigt wurde.

2. Die Beitrittsurkunden wer-
den bei der belgischen Regie-
rung hinterlegt und der Beitritt
wird mit dem Tage der Hinter-
legung wirksam.
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Artikel 16

KÜNDIGUNG

Jede Mitgliedsregierung kann
das gegenwärtige Protokoll
kündigen, indem sie dies der
belgischen Regierung sechs Mo-
nate vorher bekanntgibt; die
belgische Regierung setzt die
anderen Mitgliedsregierungen
hievon in Kenntnis.

Urkund dessen haben die un-
terzeichneten Bevollmächtigten,
die zu diesem Zweck ent-
sprechend ermächtigt wurden,
das gegenwärtige Protokoll un-
terzeichnet.

Geschehen zu Brüssel, den
17. Oktober 1953, in franzö-
sischer und englischer Sprache,
wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind, in
einer einzigen Ausfertigung, die
in den Archiven der Regierung
Belgiens hinterlegt wird, die
eine beglaubigte Abschrift an
alle teilnehmenden Regierungen
übermitteln wird.

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

SEEBOHM

Für Österreich:

Für Belgien:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

P.-W. SEGERS
Für Dänemark:
Ad referendum

Palle CHRISTENSEN

Für Spanien:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

Comte de VALLELLANO

Für Frankreich:
J. CHASTELLAIN

Für das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

SELKIRK

Für Griechenland:

Für Italien:
Bernardo MATTARELLA



64. Stück — Ausgegeben am 13. Dezember 1956 — Nr. 231 1661

Für Luxemburg:
Ad referendum und unter aus-
drücklichem Vorbehalt der Billigung
der gemäß Artikel 10 c) abzu-

schließenden Vereinbarung:

V. BODSON

Für Norwegen:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

Jakob PETTERSEN

Für die Niederlande:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

V. ALGERA

Für Portugal:
Ad referendum

M. GOMES de ARAUJO

Für Schweden:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

Sven ANDERSSON

Für die Schweiz:

ESCHER

Für die Türkei:
Unter Vorbehalt der Ratifikation

K. ZEYTINOGLU

Geschäftsordnung
der Europäischen Konferenz

der Verkehrsminister.

Artikel 1

RAT

a) Der Rat wählt mit der
Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Mitglieder ein Büro,
das sich aus einem Präsidenten
und zwei Vizepräsidenten zu-
sammensetzt. Dieses Büro wird
grundsätzlich jedes Jahr ge-
wählt und bleibt bis zur Be-
stellung eines neuen Büros im
Amte.

b) Der scheidende Präsident
wird in der Regel durch den
ersten Vizepräsidenten des Vor-
jahres und letzterer durch den
zweiten Vizepräsidenten ersetzt.

c) Wenn ein Mitglied des
Büros während seines Mandats
als Verkehrsminister seiner Re-
gierung ausscheidet, wird er
automatisch durch den Minister
ersetzt, der ihm in seinem Amte
folgt.
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Artikel 2

Der Rat tritt auf Grund der
Einberufung durch den Präsi-
denten grundsätzlich mindestens
einmal im Jahr zusammen. Der
Präsident beruft den Rat außer-
dem ein, wenn mindestens ein
Drittel der Mitglieder es aus-
drücklich verlangt.

Artikel 3

AUSSCHUSS

Das Büro des Ausschusses
setzt sich aus einem Präsidenten
und zwei Vizepräsidenten zu-
sammen. Um eine enge Ver-
bindung zwischen dem Präsi-
denten des Rates und dem des
Ausschusses sicherzustellen,
sind die Vertreter des Präsiden-
ten und der Vizepräsidenten des
Rates der Präsident bzw. die
Vizepräsidenten des Ausschusses.

Artikel 4

Der Ausschuß tritt sooft er
es für notwendig hält, jedenfalls
aber anläßlich jeder Tagung des
Rates, zusammen. Der Präsident
beruft den Ausschuß auch auf
Verlangen oder mit Zustim-
mung von mindestens einem
Drittel seiner Mitglieder ein.

Artikel 5

Vorbehaltlich eines gegen-
teiligen Beschlusses des Rates
sind die Sitzungen des Rates
und des Ausschusses nicht
öffentlich.

Artikel 6

ENGERE GRUPPEN

Die gemäß Artikel 8 des Pro-
tokolls gebildeten engeren
Gruppen regeln ihr Arbeitsver-
fahren selbst.

Artikel 7

TAGESORDNUNG

a) Vor jeder Tagung des
Rates oder des Ausschusses stellt
das betreffende Büro eine provi-
sorische Tagesordnung auf.
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b) Den ersten Punkt der
Tagesordnung bildet die Prü-
fung der Maßnahmen, die von
den Mitgliedstaaten in Durch-
führung der Beschlüsse der
Konferenz getroffen wurden.

c) Die provisorische Tages-
ordnung wird allen Mitgliedern
mindestens sechs Wochen vor
Beginn jeder Tagung des Rates
und mindestens drei Wochen
vor Beginn jeder Tagung des
Ausschusses zur Verfügung ge-
stellt.

d) Bei Eröffnung jeder Ta-
gung hat jedes Mitglied das
Recht, eine Frage auf die provi-
sorische Tagesordnung zu
setzen. Die Tagesordnung wird
sodann mit der Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Mit-
glieder angenommen.

Artikel 8

ABSTIMMUNGEN

Die vom Rat oder vom Aus-
schuß über Verfahrensfragen
gefaßten Beschlüsse, die den
Fortgang ihrer Arbeiten zum
Gegenstand haben, bedürfen zu
ihrer Annahme der Mehrheit
der Stimmen der anwesenden
Mitglieder, soweit nicht aus-
drücklich etwas anderes be-
stimmt ist.

Artikel 9

BESCHLUSSFÄHIGKEIT

Bei jeder Sitzung des Rates
oder des Ausschusses ist die Be-
schlußfähigkeit erreicht, wenn
zwei Drittel der Mitglieder an-
wesend oder vertreten sind.

Artikel 10

SITZUNGSBERICHTE

Über jede Sitzung des Rates
oder des Ausschusses wird ein
Sitzungsbericht verfaßt.

Artikel 11

HEARINGS (ANHÖRVER-
FAHREN)

Wenn die Konferenz eine
Frage berät, für die eine inter-
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nationale Organisation zu-
srändig ist, kann der Ausschuß
mit Simmenmehrheit Verfügun-
gen treffen, um die Ansichten
der betreffenden Organisation
in Erfahrung zu bringen.

Artikel 12

VERSCHIEDENE
BESTIMMUNGEN

Sofern das Büro des Rates
oder des Ausschusses nichts an-
deres beschließt, werden die von
der Konferenz ausgegebenen
Dokumente nur den Regierun-
gen mitgeteilt, die Vollmit-
glieder oder assoziierte Mit-
glieder der Konferenz sind.

Artikel 13

Das Büro des Rates kann mit
Zustimmung des Rates Presse-
verlautbarungen über die Ar-
beiten der Konferenz veröffent-
lichen.

Das vorliegende Protokoll ist für Österreich gemäß seinem Artikel 14 Ziffer 2 lit. a am 26. April
1954 in Kraft getreten.

Bis zum 7. August 1956 sind folgende Staaten Vertragspartner des Protokolls geworden:

Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Italien, Jugo-
slawien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei und
das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Raab

232.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN

BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DES VEREINIGTEN

KÖNIGREICHS ÜBER LUFTVERKEHRS-
LINIEN ZWISCHEN IHREN GEBIETEN

UND DARÜBER HINAUS

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland haben,

als Mitglieder des am 7. Dezember 1944 in
Chicago zur Unterschrift aufgelegten Abkom-
mens über die internationale Zivilluftfahrt und

vom Wunsch geleitet, ein das genannte Ab-
kommen ergänzendes Abkommen zum Zweck
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der Errichtung von Luftverkehrslinien zwischen
dem österreichischen Gebiet und dem Gebiet des
Vereinigten Königreichs und darüber hinaus zu
schließen,

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Für die Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens, wenn nicht der Zusammenhang etwas an-
deres erfordert:

(a) bedeutet der Ausdruck „das Abkommen"
das am 7. Dezember 1944 in Chicago zur Unter-
schrift aufgelegte Abkommen über die internatio-
nale Zivilluftfahrt und schließt jeden gemäß
Artikel 90 dieses Abkommens beschlossenen An-
hang sowie jede Abänderung der Anhänge oder
des Abkommens gemäß dessen Artikel 90 und 94
ein;

(b) bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehör-
den" im Fall Österreichs das Bundesministerium
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, Amt für
Luftfahrt, sowie jede Person oder Körperschaft,
die berechtigt ist, alle gegenwärtig von dem ge-
nannten Bundesministerium ausgeübten Funk-
tionen sowie ähnliche Funktionen auszuüben,
und im Fall des Vereinigten Königreichs den
Minister of Transport and Civil Aviation sowie
jede Person oder Körperschaft, die berechtigt ist,
alle gegenwärtig von dem genannten Minister
ausgeübten Funktionen sowie ähnliche Funktio-
nen auszuüben;

(c) bedeutet der Ausdruck „namhaft gemachte
Luftverkehrsunternehmung" eine Luftverkehrs-
unternehmung, die ein Vertragschließender Teil
durch schriftliche Benachrichtigung dem anderen
Vertragschließenden Teil gemäß Artikel 3 des
vorliegenden Abkommens für den Betrieb von
Luftverkehrslinien auf den in dieser Benachrich-
tigung umschriebenen Flugstrecken namhaft
macht;

(d) bedeutet der Ausdruck „Wechsel der Be-
förderungskapazität" den Betrieb einer Luftver-
kehrslinie durch eine namhaft gemachte Luftver-
kehrsunternehmung auf eine solche Weise, daß
ein Abschnitt der Flugstrecke durch Luftfahr-
zeuge beflogen wird, die eine von den einen
anderen Abschnitt befliegenden Luftfahrzeugen
verschiedene Kapazität besitzen;

(e) bedeutet der Ausdruck „Gebiet" mit Bezie-
hung auf einen Staat die Landflächen und daran
angrenzende Hoheitsgewässer unter der Souve-
ränität, Suzeränität, Schutzherrschaft oder Treu-
händerschaft dieses Staates; und

(f) haben die Ausdrücke „Luftverkehrslinie",
„internationale Luftverkehrslinie", „Luftver-
kehrsunternehmung" und „nichtkommerzielle
Landung" die ihnen in Artikel 96 des Abkom-
mens jeweilig zugewiesenen Bedeutungen.
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Artikel 2

(1) Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die im vorlie-
genden Abkommen umschriebenen Rechte zum
Zweck der Errichtung von Luftverkehrslinien auf
den in dem entsprechenden Abschnitt des beige-
fügten Flugstreckenplans festgelegten Flugstrecken
(in der Folge „vereinbarte Luftverkehrslinien"
und „festgelegte Flugstrecken" genannt).

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des vor-
liegenden Abkommens genießen die von jedem
Vertragschließenden Teil namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmungen während des Be-
triebs einer vereinbarten Luftverkehrslinie auf
einer festgelegten Flugstrecke folgende Rechte:

(a) ohne Landung das Gebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teils zu überfliegen;

(b) nichtkommerzielle Landungen im genann-
ten Gebiet durchzuführen; und

(c) Landungen im genannten Gebiet an den
für diese Flugstrecke im Flugstreckenplan
zu dem vorliegenden Abkommen festge-
legten Punkten durchzuführen mit dem
Zweck, im Rahmen des internationalen
Verkehrs Fluggäste, Fracht und Post abzu-
setzen oder aufzunehmen.

(3) Keine Bestimmung des Absatzes (2) dieses
Artikels ist so auszulegen, daß den Luftverkehrs-
unternehmungen eines Vertragschließenden Teils
das Recht gewährt wird, im Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teils Fluggäste, Fracht oder
Post zur entgeltlichen Beförderung aufzunehmen,
deren Bestimmungsort ein anderer Or t im Gebiet
des anderen Vertragschließenden Teils ist.

Artikel 3

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
dem anderen Vertragschließenden Teil eine oder
mehrere Luftverkehrsunternehmungen schriftlich
zum Betrieb der vereinbarten Luftverkehrslinien
auf den festgelegten Flugstrecken namhaft zu
machen.

(2) Nach Empfang der Namhaftmachung er-
teilt der andere Vertragschließende Teil — vor-
behaltlich der Bestimmungen der Absätze (3) und
(4) dieses Artikels — der namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmung oder den namhaft
gemachten Luftverkehrsunternehmungen unver-
züglich die entsprechende Betriebserlaubnis.

(3) Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschlie-
ßenden Teils können von einer durch den anderen
Vertragschließenden Teil namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmung den Nachweis ver-
langen, daß sie in der Lage ist, die Voraussetzun-
gen der Gesetze und Vorschriften zu erfüllen, die
von diesen Luftfahrtbehörden im allgemeinen
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und billigerweise gemäß den Bestimmungen des
Abkommens auf den Betrieb von internationalen
kommerziellen Luftverkehrslinien angewendet
werden.

(4) Wird einem Vertragschließenden Teil nicht
nachgewiesen, daß ein wesentlicher Teil des Eigen-
tums und die tatsächliche Kontrolle einer Luft-
verkehrsunternehmung bei dem Vertragschließen-
den Teil, der die betreffende Luftverkehrsunter-
nehmung namhaft gemacht hat, oder bei Staats-
angehörigen dieses Vertragschließenden Teils
liegen, so hat jeder Vertragschließende Teil das
Recht, die Annahme der Namhaftmachung einer
Luftverkehrsunternehmung abzulehnen und die
Erteilung der in Absatz (2) des Artikels 2 des
vorliegenden Abkommens aufgeführten Rechte
zu verweigern, zu widerrufen oder der Luftver-
kehrsunternehmung für die Ausübung dieser
Rechte die von ihm für erforderlich erachteten
Bedingungen aufzuerlegen.

(5) Nach Erfüllung der Bestimmungen der Ab-
sätze (1) und (2) dieses Artikels kann eine auf
diese Weise namhaft gemachte und ermächtigte
Luftverkehrsunternehmung jederzeit den Betrieb
der vereinbarten Luftverkehrslinien aufnehmen,
vorausgesetzt, daß eine Luftverkehrslinie nur
dann betrieben wird, wenn ein sich auf diese
Luftverkehrslinie beziehender, gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 7 des vorliegenden Ab-
kommens erstellter Tarif in Kraft gesetzt ist.

(6) Unterläßt es eine namhaft gemachte Luft-
verkehrsunternehmung, die Gesetze und Vor-
schriften jenes Vertragschließenden Teils, der
diese Rechte gewährt, zu befolgen, oder den Be-
trieb gemäß dem vorliegenden Abkommen durch-
zuführen, so hat dieser Vertragschließende Teil
das Recht, der Luftverkehrsunternehmung die
Ausübung der im Absatz (2) des Artikels 2 des
vorliegenden Abkommens gewährten Rechte zu
untersagen oder ihr die zur Ausübung der Rechte
für notwendig erachteten Bedingungen aufzuer-
legen; Voraussetzung hiefür ist, daß dieses Recht
nur nach Fühlungnahme mit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil ausgeübt wird, es sei denn,
daß eine sofortige Aussetzung oder Auferlegung
von Bedingungen erforderlich ist, um weitere
Verstöße gegen Gesetze oder Vorschriften zu ver-
hindern.

Artikel 4

Für Brennstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, ge-
wöhnliche Luftfahrzeugausrüstung und Bordvor-
räte, die von einem Vertragschließenden Teil,
einer von ihm namhaft gemachten Luftverkehrs-
unternehmung oder von ihm namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmungen oder in deren Auf-
trag in das Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teils eingeführt oder in diesem Gebiet an Bord ge-
nommen werden und die ausschließlich von oder
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in Luftfahrzeugen dieser Luftverkehrsunterneh-
mungen verwendet werden sollen, soll hinsicht-
lich der Zölle, Untersuchungsgebühren und an-
derer ähnlicher inländischer oder örtlicher Ab-
gaben und Gebühren von dem anderen Vertrag-
schließenden Teil die folgende Behandlung ge-
währt werden:

(a) für Brennstoffe und Schmieröle, die auf
dem letzten angeflogenen Flughafen vor
dem Abflug aus dem genannten Gebiet an
Bord des Luftfahrzeugs verbleiben, Abga-
benfreiheit; und

(b) für Brennstoffe und Schmieröle, die nicht
unter (a) erfaßt sind, und für Ersatzteile,
gewöhnliche Luftfahrzeugausrüstung und
Bordvorräte eine nicht ungünstigere Be-
handlung als die, welcher ähnliche Güter
unterliegen, die in das genannte Gebiet ein-
geführt oder dort an Bord eines Luftfahr-
zeugs genommen und die für den Gebrauch
für oder in dem Luftfahrzeug einer inlän-
dischen Luftverkehrsunternehmung des er-
steren Vertragschließenden Teils oder der
meistbegünstigten ausländischen Luftver-
kehrsunternehmung, die sich mit interna-
tionalem Flugverkehr befaßt, bestimmt
sind.

Artikel 5

(1) Den Luftverkehrsunternehmungen der bei-
den Vertragschließenden Teile soll eine gerechte
und gleiche Gelegenheit zum Betrieb der verein-
barten Luftverkehrslinien auf den festgelegten
Flugstrecken zwischen ihren jeweiligen Gebieten
gegeben werden.

(2) Beim Betrieb der vereinbarten Luftverkehrs-
linien sollen die Luftverkehrsunternehmungen
jedes Vertragschließenden Teils die Interessen der
Luftverkehrsunternehmungen des anderen Ver-
tragschließenden Teils berücksichtigen, damit der
auf allen oder einem Teil der gleichen Flug-
strecken betriebene Fluglinienverkehr dieser Luft-
verkehrsunternehmungen nicht ungebührlich be-
einträchtigt wird.

(3) Die vereinbarten Luftverkehrslinien, die
von den Luftverkehrsunternehmungen, die die
Vertragschließenden Teile namhaft gemacht ha-
ben, betrieben werden, haben in enger Beziehung
zu stehen zu dem Verkehrsbedürfnis der Öffent-
lichkeit auf den festgelegten Flugstrecken; ihr
Hauptzweck ist die Bereitstellung einer Kapa-
zität, die bei angemessener Ausnützung ausreicht,
um den jeweiligen und normalerweise vorausseh-
baren Beförderungsbedarf für Fluggäste, Fracht
und Post zwischen dem Gebiet des die Luftver-
kehrsunternehmung namhaft machenden Ver-
tragschließenden Teils und dem letzten Bestim-
mungsland des Verkehrs zu decken. Das Beför-
derungsangebot für Fluggäste, Fracht und Post,
die an Punkten auf den festgelegten Flugstrecken
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im Gebiet anderer Staaten als demjenigen, der die
Luftverkehrsunternehmung namhaft gemacht
hat, aufgenommen oder abgesetzt werden, hat
dem allgemeinen Grundsatz zu entsprechen, daß
die bereitgestellte Kapazität sich richtet nach:

(a) den Verkehrsbedürfnissen zwischen dem
Herkunfts- und dem Bestimmungsland;

(b) den Verkehrsbedürfnissen in dem von der
Luftverkehrsunternehmung überflogenen
Gebiet unter Rücksichtnahme auf andere
Verkehrsdienste, die von den Luftverkehrs-
unternehmungen der Staaten dieses Ge-
biets eingerichtet sind; und

(c) den Betriebsnotwendigkeiten des Durch-
gangsverkehrs.

Artikel 6

Eine von dem einen Vertragschließenden Teil
namhaft gemachte Luftverkehrsunternehmung
kann an einem Punkt im Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teils nur unter den folgen-
den Bedingungen einen Wechsel der Beförde-
rungskapazität vornehmen:

(a) wenn er durch Wirtschaftlichkeit des Be-
triebs gerechtfertigt ist;

(b) wenn die Luftfahrzeuge, die auf dem vom
Endpunkt im Gebiet des ersteren Vertrag-
schließenden Teils weiter entfernten Ab-
schnitt eingesetzt sind, eine geringere Kapa-
zität aufweisen als jene, die auf dem näher
gelegenen Abschnitt benützt werden;

(c) wenn die Luftfahrzeuge mit kleinerer Kapa-
zität laut Flugplan nur in Verbindung mit
den Luftfahrzeugen mit größerer Kapazität
verwendet werden; die ersteren sollen am
Wechselpunkt mit dem Zweck ankommen,
Verkehr zu befördern, der von den Luft-
fahrzeugen mit größerer Kapazität über-
nommen wird oder an sie abgegeben wer-
den soll; ihre Kapazität soll unter beson-
derer Berücksichtigung dieses Zwecks be-
stimmt werden;

(d) wenn ein angemessenes Durchflugsvolumen
besteht; und

(e) wenn die Bestimmungen des Artikels 5 des
vorliegenden Abkommens für alle Verfü-
gungen mit Bezug auf Wechsel der Beförde-
rungskapazität maßgebend sind.

Artikel 7

(1) Die für die vereinbarten Luftverkehrslinien
zu berechnenden Tarife müssen angemessen sein
unter gebührender Berücksichtigung aller erheb-
lichen Faktoren, einschließlich der Betriebskosten,
eines angemessenen Gewinns, der Eigenart des
Dienstes (z. B. des Schnelligkeits- und Bequem-
lichkeitsstandards) und der Tarife anderer Luft-
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Verkehrsunternehmungen für irgendeinen Teil der
festgelegten Flugstrecke. Die Tarife werden ge-
mäß den nachstehenden Bestimmungen dieses
Artikels festgesetzt.

(2) Die in Absatz 1 dieses Artikels erwähnten
Tarife zusammen mit den Agenturprovisions-
sätzen in Verbindung mit diesen Tarifen werden,
wenn möglich, für jede der festgelegten Flug-
strecken zwischen den beteiligten namhaft ge-
machten Luftverkehrsunternehmungen in Be-
ratung mit anderen Luftverkehrsunternehmun-
gen, welche die ganze oder einen Teil dieser
Strecke betreiben, vereinbart; eine solche Verein-
barung ist, wenn es möglich ist, durch das Tarif-
festsetzungsverfahren des Internationalen Luft-
transportverbandes (IATA) zu treffen. Die so
vereinbarten Tarife unterliegen der Genehmigung
der Luftfahrtbehörden beider Vertragschließen-
den Teile.

(3) Können die namhaft gemachten Luftver-
kehrsunternehmungen sich nicht auf einen dieser
Tarife einigen oder kommt aus einem anderen
Grund eine Tarifvereinbarung gemäß den Be-
stimmungen des Absatzes (2) dieses Artikels nicht
zustande, so werden die Luftfahrtbehörden der
Vertragschließenden Teile versuchen, den Tarif in
gegenseitigem Einvernehmen festzulegen.

(4) Können die Luftfahrtbehörden sich nicht
über die Genehmigung eines ihnen gemäß Ab-
satz (2) dieses Artikels vorgelegten Tarifs oder
über die Festsetzung eines Tarifs gemäß Absatz
(3) einigen, so wird die Meinungsverschiedenheit
nach den Bestimmungen des Artikels 10 des vor-
liegenden Abkommens geregelt.

(5) Ein Tarif, den die Luftfahrtbehörden eines
der beiden Vertragschließenden Teile als unbe-
friedigend erachten, kann nur nach der Bestim-
mung des Absatzes (3) des Artikels 10 des vor-
liegenden Abkommens in Kraft treten.

(6) Wenn Tarife gemäß den Bestimmungen die-
ses Artikels erstellt worden sind, sollen diese
Tarife in Kraft bleiben, bis neue Tarife gemäß
den Bestimmungen dieses Artikels erstellt wor-
den sind.

Artikel 8

Jeder Vertragschließende Teil gewährt den
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmun-
gen des anderen Vertragschließenden Teils das
Recht, alle überschüssigen Einnahmen, in wel-
cher Währung sie auch immer verdient worden
waren, in österreichischen Schillingen oder
Pfundsterling zum offiziellen Wechselkurs an
ihre Hauptbüros zu überweisen. Bezüglich die-
ser Überweisung von überschüssigen Einnahmen
sollen die Bestimmungen des Liberalisierungs-
kodex der Organisation für europäische wirt-
schaftliche Zusammenarbeit (OEEC) Anwen-
dung finden, soweit diese von den zwei Ver-
tragsschließenden Teilen angenommen worden
sind.
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Artikel 9

Die Luftfahrtbehörden eines jeden der beiden
Vertragschließenden Teile werden den Luftfahrt-
behörden des anderen Vertragschließenden Teils
auf deren Ersuchen alle regelmäßigen oder
sonstigen statistischen Unterlagen übermitteln,
die billigerweise zum Zweck der Nachprüfung
der auf den vereinbarten Luftverkehrslinien von
den namhaft gemachten Luftverkehrsunterneh-
mungen des ersteren Vertragschließenden Teils
bereitgestellten Kapazität gefordert werden kön-
nen. Diese Unterlagen sollen alle Angaben um-
fassen, die zur Feststellung des Umfangs des Ver-
kehrs der Luftverkehrsunternehmungen auf den
vereinbarten Luftverkehrslinien und der Her-
kunft und Bestimmung dieses Verkehrs erfor-
derlich sind.

Artikel 10

(1) Bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen
den Vertragschließenden Teilen über Auslegung
oder Anwendung des vorliegenden Abkommens
werden sich die Vertragschließenden Teile zu-
nächst bemühen, diese auf dem Verhandlungs-
weg untereinander beizulegen.

(2) Kommen die Vertragschließenden Teile auf
dem Verhandlungsweg zu keiner Regelung,

(a) können sie übereinkommen, die Meinungs-
verschiedenheit einem einverständlich ein-
gesetzten Schiedsgericht oder einer anderen
Person oder Körperschaft zur Entscheidung
vorzulegen; oder

(b) wenn sie darüber nicht übereinkommen oder
wenn sie sich nach dem Beschluß, die Mei-
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht
vorzulegen, über dessen Zusammensetzung
nicht einigen können, kann jeder Vertrag-
schließende Teil die Meinungsverschieden-
heit einem zur Entscheidung zuständigen
Schiedsgericht, falls ein solches künftig im
Rahmen der Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation (ICAO) errichtet wird, oder,
wenn es ein solches Schiedsgericht nicht gibt,
dem Rat der genannten Organisation zur
Entscheidung vorlegen.

(3) Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jede nach Absatz (2) dieses Artikels ergan-
gene Entscheidung zu befolgen.

(4) Versäumt es ein Vertragschließender Teil
oder eine von einem Vertragschließenden Teil
namhaft gemachte Luftverkehrsunternehmung,
eine nach Absatz (2) dieses Artikels ergangene
Entscheidung zu befolgen, kann der andere Ver-
tragschließende Teil so lange alle Rechte ein-
schränken, vorenthalten oder widerrufen, die er
auf Grund des vorliegenden Abkommens dem
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säumigen Vertragschließenden Teil oder der
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmung
oder den namhaft gemachten Luftverkehrsunter-
nehmungen jenes Vertragschließenden Teils oder
der säumigen namhaft gemachten Luftverkehrs-
unternehmung gewährt hat.

Artikel 11

(1) Findet es einer der Vertragschließenden Teile
für wünschenswert, irgendeine Bestimmung des
vorliegenden Abkommens abzuändern, tr i t t diese
Abänderung, falls sie das Einverständnis beider
Vertragschließenden Teile findet, durch einen
Notenwechsel in Kraft.

(2) Findet es einer der Vertragschließenden
Teile für wünschenswert, irgendeine Abänderung
an dem Flugstreckenplan des vorliegenden Ab-
kommens vorzunehmen, kann diese Änderung
durch unmittelbare Vereinbarung zwischen den
Luftfahrtbehörden der Vertragschließenden Teile
erfolgen.

(3) Im Fall des Abschlusses eines allgemeinen
multilateralen, den Luftverkehr betreffenden Ab-
kommens, durch den beide Vertragschließende
Teile gebunden werden, wird das vorliegende Ab-
kommen in einer Weise abgeändert werden, daß
es den Bestimmungen eines solchen Abkommens
entspricht.

Artikel 12

Ein Vertragschließender Teil kann das vorlie-
gende Abkommen jederzeit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil kündigen, wenn er es zu
beenden wünscht. Die Kündigung ist gleichzeitig
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
(ICAO) mitzuteilen. Im Fall einer Kündigung
läuft dieses Abkommen zwölf Monate nach Ein-
gang der Kündigung bei dem anderen Vertrag-
schließenden Teil ab, sofern sie nicht vor Ablauf
der Frist durch Übereinkommen der Vertrag-
schließenden Teile zurückgenommen wird. Wenn
eine Empfangsbestätigung durch den anderen
Vertragschließenden Teil nicht erfolgt, gilt die
Kündigung als vierzehn Tage nach Empfang
durch die Internationale Zivilluftfahrtorganisa-
tion (ICAO) eingegangen.

Artikel 13

Das vorliegende Abkommen und jeder Noten-
wechsel gemäß Artikel 11 werden bei der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) re-
gistriert.

Artikel 14

Das vorliegende Abkommen tritt am Tag sei-
ner Unterzeichnung in Kraft.
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Zu Urkund dessen haben die Unterfertigten,
von ihren jeweiligen Regierungen hiezu ord-
nungsgemäß bevollmächtigt, das vorliegende Ab-
kommen unterzeichnet und mit ihren Siegeln
versehen.

Geschehen am 27. Oktober 1956 zu Wien in
doppelter Urschrift in deutscher und englischer
Sprache, wobei der Wortlaut beider Sprachen
authentisch ist.

Für die Österreichische Für die Regierung des
Bundesregierung: Vereinigten Königreichs:

Leopold Figl Geoffrey Wallinger

FLUGSTRECKENPLAN
Flugstrecken, die von der namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmung oder den namhaft
gemachten Luftverkehrsunternehmungen der
Republik Österreich betrieben werden sollen.

Flugstrecken, die von der namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmung oder den namhaft ge-
machten Luftverkehrsunternehmungen des Ver-
einigten Königreichs von Großbritannien und

Nordirland betrieben werden sollen.

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 14 am 27. Oktober 1956 in Kraft ge-
treten.

Raab
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